twas mehr als zehn Jahre nach 

der Verleihung des Friedensno- 

belpreises an die EU hat es de- 

ren Außenbeauftragter Josep 

Borrell noch einmal betont: »Die 

EU isteindeutig eine Friedensmacht, die sich 
den globalen Herausforderungen stellt.« 

Dieses Selbstlob trifft auf eine weit ver- 

breitete Skepsis. Warme Worte seien das, de- 

nen eine entsprechende Praxis fehle; die EU 

werde ihrer Rolle keineswegs gerecht; zu- 

nehmende Militarisierung und ihr Engage- 

ment im Ukraine-Krieg - den die EU bisher 

mit 3,5 Milliarden Euro mitfinanziert hat - 
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men. Also nicht länger zu fragen, was das EU- 
Projekt eigentlich sein könnte oder sollte, 
sondern zu klären, was es ist. Dazu ein kur- 
zes (und selbstverständlich verkürzendes) 
Angebot in fünf Schritten: Was will die EU? 
Wessen Interessen vertritt sie, wem nützt 
sie - und wem nicht? 


1. Die EU ist ein imperialistisches 
Konkurrenzprojekt 

Die EU ist nicht auf die Welt gekommen, um 
die europäischen Völker nach zwei Weltkrie- 
gen auszusöhnen, wie es gerne dargestellt 
wird. Es gibt sie auch nicht deshalb, weil die 
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Ein imperialistisches Konkurrenz- 
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führten das an sich lobenswerte Vorhaben ad 
absurdum. Zudem ist die legendäre europä- 
ische Zivilgesellschaft - von »Brot für die 
Welt« bis »Pro Asyl« - maßlos enttäuscht von 
einer Friedensgemeinschaft mit Festungs- 
charakter, mit Tausenden Ertrinkenden im 
Mittelmeer und der schnörkellosen Funktio- 
nalisierung »autokratischer« Anrainerstaa- 
ten dafür, die aus den ruinierten und vom 
Krieg zerstörten Ländern Afrikas und Asiens 
Flüchtenden um jeden Preis fernzuhalten. 

Auch die beschworene Einigung und Ver- 
söhnung innerhalb Europas nach den »Jahr- 
hunderten von Kriegen« erscheint nicht ge- 
sichert. Großbritannien hat sich aus der Ge- 
meinschaft bereits verabschiedet. Und der 
Rest der 27 Staaten ist keineswegs »einig« - 
nicht einmal angesichts des »an die europä- 
ischen Grenzen« herangerückten Kriegs, wie 
es Borrell behauptet (wobei zu fragen wäre, 
von welcher Einigkeit da die Rede ist, wenn 
es schon einen Krieg braucht, um sie zum 
Tragen zu bringen). Sowohl in der Frage nach 
dem Umgang mit den Flüchtenden wie in der 
Stellung zum neuen Krieg in Nahost zeigen 
sich heftige Differenzen, und in fast allen 
EU-Staaten gewinnen anti-europäische Po- 
sitionen an Gewicht. 

30 Jahre EU-Binnenmarkt sind ein gu- 
ter Anlass für eine Bilanz - und dafür, von ei- 
nigen gängigen Irrtümern Abschied zu neh- 
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Idee des Nationalstaats nicht mehr in die 
Zeit passt. Die EU entstand - ganz im Gegen- 
teil - als Bündnis europäischer National- 
staaten, denen ihre eigene Macht zu gering 
erschien. Der letzte Krieg hatte zwei Groß- 
mächte hervorgebracht - die USA und die 
UdSSR -, und kein europäischer Staat, obnun 
Kriegsgewinner oder Kriegsverlierer, konn- 
te diesen beiden zukünftig auch nur annä- 
hernd gewachsen sein. Im beginnenden Kal- 
ten Krieg stellten sich die westeuropäischen 
Staaten auf die Seite der neuen antikommu- 
nistischen Allianz, traten in die Nato ein und 
verbündeten sich mit den USA gegen den 
Ostblock. 

Gleichzeitig hatten sie das Bedürfnis, 
sich zusammenzuschließen - zunächst ein- 
mal, um ökonomisch der Übermacht USA 
standzuhalten. Denn die USA besaßen die 
einzige nicht zerstörte kapitalistische Öko- 
nomie nach dem Krieg; Produktivität und 
Größe ihres Kapitals waren allen anderen 
überlegen; sie hatten die einzige intakte 
Währung und eine unumstrittene militäri- 
sche Überlegenheit, die sie mit dem Einsatz 
zweier Atombomben am Kriegsende unter 
Beweis stellten. 

Die EU (damals noch EWG) sollte daher 
das Mittel der europäischen »Kleinstaaten« 
für ihre Konkurrenz mit den anderen, vor al- 
lem den USA, sein. Natürlich im Einklang 


mit der Pax Americana, die unter gewaltbe- 
wehrter US-Oberhoheit die freie Konkurrenz 
auf dem Weltmarkt gebot (siehe konkret 
11/23). Es war also bereits in der Geburts- 
stunde kein sonderlich friedliches Ziel, dem 
sich dieser Zusammenschluss von Nationa- 
listen verschrieb. Wenn an der Rede vom 
Frieden etwas dran ist, dann nicht mehr als 
dass ein paar europäische Staaten sich gegen 
äußere Feinde verbünden und einander da- 
für den Frieden versprechen. Und nebenbei: 
So kommen ja überhaupt Bündnisse in der 
Staatenwelt zustande - weil einzelne Natio- 
nen sich der Konkurrenz mit größeren Mäch- 


ten nicht gewachsen sehen und deshalb ei- 
nen Zusammenschluss eingehen. 

Die EU-Staaten haben ihre Länder in der 
Folge als Mittel für diese imperialistische 
Konkurrenz zugerichtet. Das hatte Konse- 
quenzen, notwendigerweise auch jenseits der 
gängigen Visionen und Legitimationen. Un- 
ter anderem die, dass die EU immer größer 
werden will, denn sie misst sich an den exi- 
stierenden Weltmächten: den USA, der So- 
wjetunion beziehungsweise heute Russ- 
land sowie als nicht vorgesehenem Newco- 
mer China. Die EU will solchen Welt(-wirt- 
schafts-Jmächten auf Augenhöhe entgegen 
treten - aber dafür ist sie immer noch zu 
klein. Sie hat es zwar schon auf 27 Staaten ge- 
bracht, aber das reicht nicht. Weitere Bei- 
trittskandidaten müssen aufgenommen wer- 
den, und der Konflikt um die Ukraine zeigt 
nicht zuletzt die Hindernisse, die es hier zu 
überwinden gilt. 


2. Die EU will und muss 
Weltwirtschaftsmacht werden 
Allerdings reicht die bloße Verfügung über 
Fläche und Masse an Volk nicht aus, wenn 
man sich mit einer kapitalistischen Super- 
macht wie den USA messen will. Die EU woll- 
te und musste für dieses Programm selbst zu 
einer konkurrenzfähigen Weltwirtschafts- 
macht werden. Dafür hat sie in den letzten 
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Jahrzehnten viel unternommen und die Län- 
der Europas entsprechend zugerichtet. 

Der europäische Kapitalismus war dem 
amerikanischen zunächst in jeder Hinsicht 
unterlegen, es fehlte an Kapitalgröße und 
-produktivität. Das musste anders werden. 
Zölle und andere Handelshindernisse im In- 
nern der EU wurden beseitigt, schrittweise 
wurde die Freiheit für den Verkehr von Wa- 
ren, Kapital, Dienstleistungen und Arbeits- 
kraft eingeführt. Das europäische Kapital be- 
kam Zugriff auf einen enorm vergrößerten 
Markt - 500 Millionen Menschen hat die EU 
inzwischen vereint und mit ihnen ein BIP 
von 15 Billionen Euro. Dieser Marktisteiner 
der größten der Welt, wobei er sich heute, wie 
der zuständige EU-Kommissar Thierry Bre- 
ton zum Jahresbeginn 2023 erklärte, »vor al- 
lem durch die USA bedroht« sieht. 

Wenn die Linken das »Europa des Kapi- 
tals« kritisieren, sollten sie allerdings zur 
Kenntnis nehmen, dass die EU ein Staaten- 
bündnis ist und kein »Instrument der Kon- 
zerne«. Die EU-Staaten haben ihren Unter- 
nehmen Wachstumsbedingungen zur Verfü- 
gung gestellt und einen Auftrag erteilt, um 
die weltwirtschaftlichen und -politischen 
Ambitionen der Souveräne voranzubringen. 
Der Auftrag lautete: Wachsen, einander Kon- 
kurrenz machen, Kapitalakkumulation und 
-konzentration erzeugen, um auf diese Wei- 
se irgendwann den US-Konzernen Paroli bie- 
ten zu können. In Ausnahmefällen gab es da- 
für auch eine staatliche Kooperation, um Kre- 
dit für die Schaffung eines europäischen 
Kapitals zur Verfügung zu stellen. Airbus ist 
hier ein prominentes Beispiel, ein eigenes Ka- 
pitel auch die beabsichtigte Schaffung eines 
rüstungsindustriellen Komplexes in Europa. 

Heute werden in der EU 14 Prozent des 
globalen Bruttoinlandprodukts erwirtschaf- 
tet. Deutschland ist mit seiner verhältnismä- 
Rig kleinen Bevölkerung Vize-Exportwelt- 
meister und in der EU mit Abstand die größ- 
te Volkswirtschaft (mit einem BIP von 3,87 
Billionen Euro im Jahr 2022). Solche Erfol- 
ge sind für ein ambitioniertes Bündnis die- 
ser Art und seine deutsche Vormacht aber 
kein Grund, sich auszuruhen. Im Gegenteil, 
die Ansprüche wachsen. Die EU hat schon 
2000 in Lissabon ihr Ziel formuliert, »die 
Union zum wettbewerbsfähigsten und dyna- 
mischsten wissensbasierten Wirtschafts- 
raum in der Welt zu machen« - eine enorm 
selbstbewusste Kampfansage an andere Staa- 
ten und deren Wirtschaftsräume. Unter 
dem Anspruch, die konkurrenzfähigste Wirt- 
schaft der ganzen Welt zu besitzen, tun es 
diese EU-Staaten einfach nicht! Und Donald 
Trump hat klargemacht, dass er sie genau 
verstanden hat: »Die EU ist ein Feind.« 

Solche programmatischen Erklärungen 
zeigen, wie sehr den Beteiligten bewusst ist, 
dass sie in einer Weltwirtschaft agieren, in 
der die jeweiligen Aktivitäten nichtin einem 
harmonischen Ergänzungsverhältnis ste- 
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hen - wie sonst gern erzählt wird. Der Wett- 
bewerbserfolg des einen geht letztlich auf 
Kosten des anderen. Die EU-Staaten kündi- 
gen ja definitiv an, dass sie die globale Staa- 
tenkonkurrenz gewinnen wollen. Die ent- 
sprechenden Maßnahmen haben bekannt- 
lich zu jeder Menge unschöner Konsequenzen 
geführt und tun das täglich weiter. Erinnert 
sei nur an einige: 

«+ Eine Weltwirtschaftsmacht braucht 
eine billige Energieversorgung, auf die ihre 
Industrie jederzeit zugreifen kann (siehe 
Schadt/Weis in konkret 1/23). Deshalb wur- 
den die EU-Staaten früher rücksichtslos ge- 
gen Schäden für Mensch und Natur mit AKW 
vollgestellt, und die jetzt angesagte »Ener- 
giewende« folgt demselben Muster. 

+ Eine Weltwirtschaftsmacht braucht 
eine hochprofitable Landwirtschaft. Das 
heißt: Ende für die kleinen Bauern, nur gro- 


dem massenhafter Nichtgebrauch mit der 
Folge, dass halbe Städte zu »sozialen Brenn- 
punkten« avancieren. Und die finale Per- 
spektive heißt: »Altersarmut - aber sicher!« 
(konkret 5/23). 

+ Ganz Europa wird strikt danach sor- 
tiert, wo sich Geschäfte machen lassen und 
wo nicht. Der vereinbarte Freihandel bedeu- 
tet nach innen, dass sich alle in eine perma- 
nente Konkurrenz treiben, in der am Ende 
nur das größte und produktivste Kapital be- 
stehen kann. Das wissen und das wollen die 
EU-Staaten, weil sie nur auf diese Weise glo- 
bal konkurrenzfähig werden. Die Länder und 
Regionen Europas werden entsprechend bru- 
talnach den Verwertungsbedürfnissen des 
Kapitals zugerichtet. Manche Regionen wer- 
den mit Fabriken vollgestellt, von Autobah- 
nen und ICE-Trassen durchzogen; LKW, Züge 
und Flugzeuge transportieren ununterbro- 
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ßes Agrarkapital kann überleben. Folgen: 
Pestizide, Hormone, eine endlose Kette von 
Lebensmittelskandalen, Hungerlöhne für 
Spargelstecherinnen und Schlachtarbeiter ... 

+ Eine Weltwirtschaftsmacht muss ihre 


"Arbeitskraft spitzenmäßig ausbeuten. Die 


Konsequenzen für die lohnabhängige Bevöl- 
kerungssind im Normalfall viel Arbeit für we- 
nig Geld sowie jede Menge Arbeitslosigkeit 
als Zugabe, weil Firmen sich erfolgreich 
durchsetzen, also Arbeitskraft durch den 
Einsatz von Maschinen überflüssig machen, 
somit die Produktionskosten senken, oder 
weil sie keinen Erfolg haben, von anderen 
kaputt konkurriert werden. Unterm Strich 
bleiben der systematische Gebrauch und Ver- 
schleiß der Arbeitskraft als Wahrheit des 
Wohlstandsversprechens für diese Klasse. 
Mehr als ein »normaler« oder prekärer Ar- 
beitsplatz ist für sie nicht im Programm, zu- 


chen Waren an und ab; Stress und Lärm für 
die dort Wohnenden spielen keine Rolle. Das 
sind die erfolgreichen Staaten, in denen das 
Geschäft floriert. Die weniger erfolgreichen 
verkommen; wenn sie Sonne und eine Mee- 
resküste haben, taugen sie als Erholungsge- 
biete für zahlungskräftige Gäste aus den Zen- 
tren und werden mit Bettenburgen und Lu- 
xushotels zugepflastert. 

«+ Mit ihrer wachsenden Kapitalgröße 
und -produktivität ringen diese Zentren ein- 
zelne Firmen und ganze Branchen in ande- 
ren EU-Ländern nieder. Das gilt natürlich 
besonders für diejenigen, die in der zweiten, 
dritten, vierten Erweiterungswelle der EU 
beigetreten sind. Viele der Südländer waren 
noch halbe Agrarstaaten, die Zerfallsproduk- 
te des Ostblocks verfügten über eine Wirt- 
schaft, die nicht auf (Weltmarkt-)Konkur- 
renz eingestellt war. Sietraten in die EUein, 
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weil sie sich von ihr eine marktwirtschaftli- 
che Entwicklung versprachen - ein Sonder- 
fall von »passivem Imperialismus«. Denn 
über eigenes Kapital verfügten sie nicht, 
ebenso wenig über Alternativen eines natio- 
nalen Aufbruchs. 

Alles in allem hat es die EU zu einer hef- 
tigen Sortierung ihrer Mitgliedsländer ge- 
bracht, in kapitalistisch entwickelte und er- 
folgreiche Staaten wie Deutschland und in 
Staatsgebilde an ihrer Peripherie, die so et- 
was wie eine Dritte Welt in Europa darstel- 
len - Armenhäuser, in denen nur wenig ver- 
wertbar erscheint, ansonsten eine weitge- 
hend für überflüssig erklärte Bevölkerung 
existiert. Das sind, ohne Anspruch auf Voll- 
ständigkeit, die internen Konsequenzen des 
EU-Programms. 


3. Mit dem Euro will die EU die 
ökonomische Vormachtstellung 

der USA angreifen 

Bei der Einführung einer gemeinsamen Wäh- 
rung ging es sicher nicht darum, Touristen 
innerhalb der EU den lästigen Umtausch zu 
ersparen. Das Ziel war und ist, den USA und 
ihrem Dollar, dem bislang einzigen Weltgeld, 
entgegenzutreten. Warum ist das wichtig? 
Der Dollar wird auf der ganzen Welt verwen- 
det - als Handelswährung (etwa im Ölge- 
schäft), bei Investitionen und Krediten. Die 
daraus entstehende große Nachfrage nach sei- 
ner Währung macht es dem US-Staat leicht, 
das heißt billig, sich zu verschulden. Damit 
kann er wiederum seinen Standort fördern 
und seine Machtmittel ausbauen, »Militär- 
hilfe« leisten oder selber Kriege führen - al- 
les, was ein erfolgreicher Staat eben braucht. 

Das wollen die Euro-Staaten auch, sprich: 
eine Währung, die sich kapitalistisch so pro- 
duktiv einsetzen lässt. Ihre jeweiligen natio- 
nalen Währungen konnten einen solchen An- 
spruch im globalen Geschäft nicht durchset- 
zen, auch die auf Grund ihrer Kapitalerfolge 
hochgeschätzte D-Mark nicht. Also taten 
sich die führenden Staaten zusammen und 
schufen - als ökonomische Weltneuheit! - 
eine »Gemeinschaftswährung«. Natürlich 
war das eine Kampfansage an die USA aufei- 
nem neuen Niveau. Denn ihnen sollte die 
Verfügung über etwas streitig gemacht wer- 
den, das bis dahin ihr exklusiver Besitz war 
und sie unter allen kapitalistischen Natio- 
nen hervorhob. 

Aus Sicht des EU-Projekts ist der Euro 
also eine unentbehrliche Angelegenheit. Mit 
ihm steht und fällt das gegen die USA gerich- 
tete Konkurrenzvorhaben 

Damit ist auch klar, wofür die Euro-Staa- 
ten seit 2007 eigentlich kämpfen, als ihre 
Währung in eine Krise geriet. Man kann es 
den Aussagen der europäischen Politiker ent- 
nehmen, die die Finanzkrise zunächst als 
amerikanischen Schadensfall einstufen woll- 
ten und sich dann - ungerechterweise! - mit 
einer eigenen Staatsschuldenkrise konfron- 


konkret 12/23 


tiert sahen: Der Euro durfte keinesfalls schei- 
tern, sonst würden die beteiligten Staaten 

entscheidend zurückfallen. Nach Merkels 

Worten von 2012, als die Bewältigung der Eu- 
rokrise auf Kosten der Südeuropäer beschlos- 
sen wurde, ist der Zusammenhalt in der EU 
eine Frage von Krieg und Frieden! 

Die Kritik von links, etwa von der seiner- 
zeit hochgelobten Partei Syriza, lautete: Das 
ist eine »soziale Ungerechtigkeit« - der Staat 
vergreift sich fahrlässigoder mit Absichtan 
den Schwachen der Gesellschaft stattan den 
Reichen. 99 blechen für das eine Prozent! 
Dieser Einspruch übersieht, dass Europa mit 
all seinen Projekten in jeder Hinsicht von 
dem florierenden Wachstum seiner Wirt- 
schaft lebt. Der Erfolg seines Kapitals und 
deshalb gerade auch das Geschäft seiner Ban- 
ken liegen ihm also notwendigerweise mehr 
am Herzen als die Gelder für die Sozialpoli- 
tik. Das hat nichts mit neoliberalem Wahn- 
sinn zu tun, sondern - hier ist den Wirt- 
schaftsexperten einmal ausdrücklich recht 
zu geben - das ist die brutale Logik eines ka- 
pitalistischen Standortbetreuers. 


4. Die EU braucht eine strategische 
Absicherung ihrer Interessen 

Klar ist, dass zu einem solchen Projekt, das 
seine Interessen weltweit geltend machen 
will, das auf allen Märkten zu Hause istund 
den ganzen Globus für seine wirtschaftliche 
Stärkung benutzt, eine politische und stra- 
tegische Absicherung gehört. Schließlich be- 
reitet das globale Herumfuhrwerken keines- 
wegs überall Freude, sondern: 

« es zerstört die Lebensgrundlagen aus- 
wärtiger Völker; 

« esmacht anderen Wirtschaftsmächten 
ihre Märkte und Einflussgebiete streitig; 

« es nutzt aus, dass andere Staaten zur 
Zulassung von freiem Handels- und Kapital- 
verkehr erpressbar sind - mit der Folge von 
kollabierenden Ökonomien und Staaten, 
regionaler »Instabilität« (die zunehmend 
die Entsendung von »Schutztruppen« nötig 
macht, wie esin der Kolonialära hieß) und 
natürlich mit »irregulärer Migration«, dem 
aktuellen Schreckgespenst der EU. 

Deshalb hat die EU das Bedürfnis, ihre 
globalen Interessen mit einer eigenen Außen- 
und Sicherheitspolitik abzusichern, und auf 
diesem Feld auch schon vieles unternom- 
men - lange bevor Putin den Krieg nach Eu- 
ropa »zurückbrachte«. 

Ein wesentlicher Programmpunkt ist die 
Abschottung ihres Wirtschaftsraums vor den 
Flüchtlingen, deren Heimat sie tatkräftig 
mitruiniert. Denn es kommt natürlich über- 
haupt nicht in Frage, dass die Opfer ihrer 
ökonomischen und militärischen Aktionen 
in die europäischen Zentren gelangen und 
dort irgendeine Art von Lebensrecht bean- 
spruchen. Also gehört auch die Festung Eu- 
ropa notwendig zu diesem imperialistischen 
Projekt. 


5. Euro-Skeptizismus und 
Neofaschismus sind Resultate 

des deutschen Erfolgs 

Die EU- und die Euro-Staaten profitieren in 
unterschiedlicher Weise von der EU, dem 
freien Waren-, Kapital-, Dienstleistungs-und 
Arbeitnehmerverkehr ebenso wie von ihrer 
gemeinsamen Währung. Deutschland hat 
sich durch Benutzung der anderen Staaten 
gegen sie durchgesetzt und ist heute Füh- 


“ rungsmacht. Es münzt seine ökonomischen 


Konkurrenzerfolge um in politische: Als 
Wirtschaftsmacht, von deren Erfolg alle 
anderen inzwischen abhängig sind, domi- 
niert Deutschland wesentliche Entscheidun- 
gen, was bei der Bewältigung der Finanzkri- 
se und der Behandlung Griechenlands deut- 
lich wurde. 

Europäische Einigung hat übrigens ihre 
Tradition. Reichskanzler Bethmann-Hollweg 
zu Beginn von Weltkrieg Eins: »Dieser Ver- 
band, wohlohne gemeinsame konstitutionelle 
Spitze, unter äußerlicher Gleichberechtigung 
seiner Mitglieder, aber tatsächlich unter deut- 
scher Führung, muß die wirtschaftliche Vor- 
herrschaft Deutschlands über Mitteleuropa 
stabilisieren.« Die Nationalsozialisten zu Be- 
ginn von Weltkrieg Zwei: »Man sollte grund- 
sätzlich nur von Europa sprechen; denn die 
deutsche Führung ergibt sich von selbst.« 

Die kühnen Ziele dieser deutschen Pa- 
trioten scheinen heute weitgehend erreicht. 

Kein Wunder also, dass bei allen EU- 
Staaten, die ja immer noch souveräne Natio- 
nalstaaten sind, Bedenken aufkommen, ob 
die Einordnung in diese Gemeinschaft ihnen 
nicht schadet. Euro-Skeptizismus und Neo- 
faschismus sind also nicht einfach ein Rück- 
fall in alte nationalstaatliche Denktraditio- 
nen oder das Wiederaufleben eines ewig- 
gestrigen braunen Standpunkts. Sie sind viel- 
mehr ein Resultat der EU selbst. Und die 
Protagonisten dieses Standpunkts werden 
tatkräftig von den USA unterstützt; das gilt 
insbesondere für die »neuen« (osteuropäi- 
schen) Staaten. 

Großbritannien - selbst Nation mit 
Großmachtanspruch - hat die Konsequenz 
gezogen und die deutsch dominierte Gemein- 
schaft verlassen. Beim Brexit haben die EU- 
Staaten exemplarisch klargestellt, wie hart 
ein solcher Schritt bestraft wird. Den Wider- 
spruch ihres eigenen Projekts haben sie da- 
mit allerdings nicht beseitigt. 

Mehr rücksichtslose Durchsetzung nach 
innen, Streit um die Führung innerhalb der 
EU und Kampf um die Vormacht nach au- 
ßen, mehr Aufrüstung, mehr Militanz - das 
ist die Konsequenz, die alle EU-Mitglieder 
ziehen. Darin wenigstens ist diese Gemein- 
schaft einig. ® 


Renate Dillmann und Johannes Schillo 
schrieben in konkret 11/23 über Gewalt als 
Geschäftsgrundlage des globalen Kapita- 
lismus 
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